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Bebauungsplan Nr. 42 II „Sternstraße“ 
hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 

     
Der Bebauungsplan Nr. 42 II „Sternstraße“, 
bestehend aus der Planzeichnung mit 
textlichen Festsetzungen wurde am 
25.02.2021 gemäß § 10 (1) Baugesetzbuch 
(BauGB) als Satzung beschlossen. Die 
Begründung zum Bebauungsplan Nr. 42 II 
„Sternstraße“, wurde gem. § 9 (8) BauGB 
ebenfalls beschlossen. 
 
Die Satzung beruht auf § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
NRW. Seite 666 f), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 11.04 2019 
(GV.NRW. S. 202) und §§ 2, 9 und 10 
Baugesetzbuch (BauGB), neugefasst durch 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I 
S. 3634), in Verbindung mit der Verordnung 
über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung - BauNVO), 
neugefasst durch Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBI. I S. 3786), der 
Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhaltes (Planzeichenverordnung 
PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 
(BGBI. 1991 IS. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 
(BGBI. I S. 1057), und § 89 der 
Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbauordnung – BauO 
NRW) in der Fassung vom 21.07.2018 (GV. 
NRW. S. 421), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 26.03.2019 (GV. 
NRW. S. 193) 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 42 II „Sternstraße“, ist aus dem 
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beigefügten Übersichtsplan ersichtlich und umfasst in der Gemarkung Ihmert, Flur 6, die 
Flurstücke 150, 516, 517, 518, 519 (tlw.), 243, 249, 427, 428 und für den ökologischen 
Ausgleich Gemarkung Ihmert, Flur 6, das Flurstück 64 (tlw.). 
 
II. Hinweise 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über die 

fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche wegen 
Planungsschäden in Folge der Aufstellung dieses Bebauungsplanes wird hingewiesen. 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit des 
Entschädigungsanspruches kann dadurch herbeigeführt werden, dass der 
Entschädigungsberechtigte die Leistung der Entschädigung schriftlich bei der Stadt 
Hemer, Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, Hademareplatz 44, 58675 Hemer, 
beantragt. Nach § 44 Absatz 4 Baugesetzbuch erlischt der Entschädigungsanspruch, 
wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 
Absatz 3 Satz 1 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
2. § 215 Absatz 1 BauGB „Unbeachtlich werden: 

o eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3  BauGB beachtliche Verletzung  der dort 
bezeichneten Verfahrens- oder Formvorschriften,  

o eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes und  

o nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind.“ 

 
II. Bekanntmachungsanordnung 
 
Der vom Rat der Stadt Hemer am 25.02.2021 als Satzung beschlossene Bebauungsplan Nr. 
42 II „Sternstraße“ wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Der Bebauungsplan Nr. 42 II 
„Sternstraße“ wird mit Begründung zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden im 
Rathaus der Stadt Hemer, Hademareplatz 44, Fachdienst Stadtplanung und Umwelt Zimmer 
702 bereitgehalten. 
 
Mit dem Tag dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 42 II  in Kraft.  
 
GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
 a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah- 
          ren wurde nicht durchgeführt,  
  

       b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
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 c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hemer vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Hemer, 03.03.2021 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Christian Schweitzer 

 


